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5	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

5.4	 Höhe der Zuwendung:

	 Die Höhe des Zuschusses für die Familienferienreisen 
beträgt pro Tag für jedes mitreisende Familienmitglied 
8 Euro.

6	 Verfahren

6.1	 Antragsverfahren 

6.1.1	 Die Anträge auf Zuschüsse für Familienferienreisen sind 
zu stellen beim

	 Landesamt für Soziales und Versorgung
	 des Landes Brandenburg
	 Dezernat 53
	 Lipezker Straße 45
	 03048 Cottbus
	 Tel.: 0355 2893-800 oder -853
	 E-Mail: familienferien@lasv.brandenburg.de

6.1.2	 Die Anträge sollen acht Wochen vor Reiseantritt, in je-
dem Fall jedoch vor Beginn der Reise in vollständiger 
Form einschließlich einer Buchungsbestätigung vorlie-
gen. Unvollständige beziehungsweise nach Reisebeginn 
eingehende Anträge dürfen nicht berücksichtigt werden. 
Für Anträge sind die durch die Bewilligungsbehörde vor-
gegebenen Formulare zu verwenden.

6.2	 Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren

6.2.1	 Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Soziales und 
Versorgung. 

6.2.2	 Die Auszahlung der bewilligten Zuschüsse wird durch 
die Bewilligungsbehörde regelmäßig frühestens vier Wo-
chen vor Reisebeginn vorgenommen. 

6.3	 Verwendungsnachweisverfahren

6.3.1	 Als Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der Zuschüsse legen die Familien der Bewilligungs- 
behörde einen Beleg über die vollständige Zahlung der 
Unterkunft/Reise vor. 

6.3.2	 Der Zahlungsbeleg muss spätestens 14 Tage nach Rück-
kehr bei der Bewilligungsbehörde eingereicht werden. 
Wird der Beleg auch nach wiederholter Aufforderung 
nicht eingereicht, können die Zuschüsse für Familien- 
ferienreisen zurückgefordert und für die nachfolgenden 
zwei Kalenderjahre versagt werden.

6.3.3	 Im Falle von unberechtigter Inanspruchnahme von Zu-
schüssen sind Zuschüsse für Familienferienreisen eben-
falls für die nachfolgenden zwei Kalenderjahre zu versa-
gen.  

6.3.4	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendungen und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendungen gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.

7	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 
2017 in Kraft und am 31. Dezember 2019 außer Kraft.

Allgemeinverfügung
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Landwirtschaft
über die Aufhebung der Schonzeit

für Schwarzwild für das Land Brandenburg

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
Vom 15. Januar 2018

1	 Zur Erlegung von Schwarzwild wird gemäß § 31 Absatz 3 
Nummer 2 des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg 
(BbgJagdG) die in § 5 Absatz 2 der Verordnung zur Durch-
führung des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg  
(BbgJagdDV) festgelegte Schonzeit für Bachen und damit 
für alles Schwarzwild gemäß § 22 Absatz 3 des Bundes-
jagdgesetzes (BJagdG) aufgehoben.

	 Von der Schonzeitaufhebung für Schwarzwild sind führen-
de Bachen ausgenommen. 

2	 Nebenbestimmungen

2.1	Der Schutz von Elterntieren gemäß § 22 Absatz 4 BJagdG 
bleibt unberührt.

2.2	Die Allgemeinverfügung ist befristet bis einschließlich 
31. März 2021.

2.3	Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen 
für die Aufhebung der Schonzeit entfallen.

3	 Bekanntmachung und Inkrafttreten

	 Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 1 Ab-
satz  1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
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Brandenburg in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes öffentlich bekannt gemacht. 
Die Veröffentlichung dieser Allgemeinverfügung erfolgt im 
Amtsblatt für Brandenburg. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg wirksam.

	 Die Allgemeinverfügung und die Begründung können beim 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft zu den genannten Zeiten eingesehen werden:

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
Oberste Jagd- und Fischereibehörde
Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 13, Haus S
14467 Potsdam

Dienstsitz:
Lindenstraße 34 a
14467 Potsdam

montags bis donnerstags 	von 10 bis 15 Uhr
freitags		  von 10 bis 14 Uhr

4	 Begründung

	 Gemäß § 31 Absatz 3 Nummer 2 des Jagdgesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgJagdG) kann die oberste Jagdbe-
hörde aus Gründen der Landeskultur die in § 5 Absatz 2 der 
Verordnung zur Durchführung des Jagdgesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgJagdDV) festgesetzte Schonzeit 
für Schwarzwild aufheben. 

	 Der Elterntierschutz der für die Aufzucht nach § 22 Ab-
satz 4 des Bundesjagdgesetztes (BJagdG) notwendigen El-
terntiere bleibt hiervon unberührt.

	 Der Ansatz für eine Verhinderung eines Eintrages der Afri-
kanischen Schweinepest (ASP) nach Brandenburg ist von 
hoher Relevanz, da in weiten Teilen des Landes von einer 
zum Teil extrem hohen Schwarzwildpopulation, einher- 
gehend mit hohen Schwarzwildschäden in der Landwirt-
schaft, berichtet wird. 

	 Das Vorkommen der ASP in den osteuropäischen Ländern 
bei Wild- und Hausschweinen bedeutet eine ständige Ge-
fahrenlage des Auftretens in Brandenburg. Seit dem ersten 
Auftreten der ASP in Georgien 2007 hat sich die Seuche 
sprunghaft in Richtung Westen und Norden nach Estland, 
Lettland, Litauen und Polen ausgebreitet. Im Juni 2017 
wurden die ersten Fälle in Tschechien und ein Fall bei 
Hausschweinen in Rumänien gemeldet.

	 Eine Ausbreitung der ASP-Infektion in der Wildschwein- 
population konnte in allen betroffenen Staaten des euroasia- 
tischen Raums seit nunmehr ca. zehn Jahren nicht aufgehal-
ten werden, wenn auch die Ausbreitungsgeschwindigkeit 
langsamer ist als zunächst angenommen. So kommt es im-
mer wieder zu Feststellungen der ASP bei Haus- und Wild-
schweinen, auch in größerer Entfernung von den bereits 
bekannten Infektionsherden. Als Ursache für diese sprung-
hafte Verbreitung wird meist eine anthropogene Verschlep-
pung der Infektion vermutet.

	 Aus Gründen des Allgemeinwohls ist es geboten, alle 
jagdrechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, um einem 
möglichen Eintrag der ASP in die Wildschweinpopulation 
entgegenzuwirken, da die Dichte der Wildtierpopulation 
als maßgeblicher Risikofaktor bei der Verbreitung von 
Seuchen gilt. Die Interessen des Einzelnen haben hinter 
den Interessen der Allgemeinheit zurückzustehen. Die 
Maßnahme ist somit folglich angemessen und erforder-
lich.

	 Die Ausweitung der Jagdzeit für Bachen, die keine Frisch-
linge führen, soll zu einer intensiveren Bejagung von Ba-
chen und somit zu einer Absenkung der Population in der 
Gruppe der Zuwachsträger führen. Der Eingriff in den Ba-
chenbestand soll sich auf nachgeordnete Bachen unter 
Schonung der Leitbachen konzentrieren.

5	 Rechtsbehelfsbelehrung

	 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim

Verwaltungsgericht Potsdam
Friedrich-Ebert-Straße 32

14469 Potsdam
(Postfachanschrift: Postfach 60 15 52, 14415 Potsdam)

	 schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklag-
ten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Beweismittel sollen angegeben wer-
den.

	 Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen der Klage nebst Anlage so viele Abschriften 
beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung 
erhalten können.

	 Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind 
die elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu ver-
sehen. Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Ver- 
waltungsgerichts Potsdam über die auf der Internetseite  
www.erv.brandenburg.de bezeichneten Kommunikations-
wege einzureichen. Die rechtliche Grundlage hierfür sowie 
die weiteren technischen Anforderungen sind unter der vor-
genannten Internetseite abrufbar. 

Potsdam, den 15. Januar 2018

Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft

Im Auftrag

Hardt


